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A. Bekanntmachungen des Landkreises
des Gesamthaushaltsvolumens des laufenden 
Haushaltsjahres übersteigen.

1.) Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2006

(Beschluss-Nr. 21.1/9/06)

Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree beschließt die 
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2006

3. Als geringfügig im Sinne des § 79 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg gelten 
Ausgaben für Baumaßnahmen, wenn diese nicht 
mehr als 450.000 6 betragen.

4.1. Über- und außerplanmäßige Ausgaben können nur 
finanziert werden, wenn die Bedingungen des § 81 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
erfüllt sind. Sie werden als unerheblich in folgen­
dem Umfang festgesetzt:
über- und außerplanmäßige Ausgaben in unbe­
schränkter Höhe, wenn sie durch zweckgebundene 
Einnahmen gedeckt sind (wirtschaftlich durchlau­
fend bzw. Rückzahlung von Zuweisungen und 
Zuschüssen).

4.2. Als erheblich sind alle über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im Sinne des § 81 Abs. 1 GO vom 
10.10.2001 anzusehen, wenn sie bei den einzelnen 
Haushaltsstellen bzw. im Sammelnachweis der

Haushaltssatzung 
Landkreis Oder-Spree 

für das Haushaltsjahr 2006

Aufgrund des § 76 der Gemeindeordnung für das Land 
Brandenburg (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVB1. 
Teil I S. 154) zuletzt geändert durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBI. Teil 1/06 Seite 74, 
86), wird nach Beschluss des Kreistages vom 22. März 
2006 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird

1. im Verwaltungshaushalt

in der Einnahme auf 
in der Ausgabe auf

400.000 €Hauptgruppe 4 
Personalausgaben (insgesamt)324.278.100 € 

336.153.700 €
und 200.000 €

Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand
Hauptgruppe 5/6

2. im Vermögenshaushalt

in der Einnahme auf 
in der Ausgabe auf

28.248.100 € 
28.248.100 6

300.000 €Hauptgruppe 7 
Zuweisungen und Zuschüsse 
(nicht für Investitionen)festgesetzt.

§2 100.000 €Hauptgruppe 8 
Sonstige FinanzausgabenEs werden festgesetzt:

1. der Gesamtbetrag der Kredite auf
2. der Gesamtbetrag der 

Verpflichtungsermächtigungen auf
3. der Höchstbetrag der 

Kassenkredite auf

06 100.000 €Gruppe 93 
Vermögenserwerb

4.659.800 6
300.000 €Gruppen 94/95/96 

Baumaßnahmen56.000.000 6

§3 100.000 €Gruppe 97 
TilgungDer Umlagesatz für die Kreisumlage wird für das 

Haushaltsjahr 2006 mit 45,00 % der Umlagegrundlagen 
der Städte und Gemeinden des Landkreises Oder-Spree 
festgesetzt.

150.000 €Gruppe 98
Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen

§4 50.000 €Gruppe 99
Sonstiges (Kreditbeschaffungskosten) 

des laufenden Haushaltsjahres übersteigen.

4.3. Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch­
tigungen gemäß § 84 Abs. 5 GO vom 10.10.2001 
sind erheblich, wenn sie bei der einzelnen Haus­
haltsstelle 300.000 6 übersteigen.

4.4. Die Befugnis des Kämmerers über die Genehmi­
gung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben

1. Als erheblich im Sinne des § 79 Abs. 2 Nr. 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg gilt 
ein Fehlbetrag, der 5,4 v.H. des Gesamthaushaltsvo­
lumens (Einnahmen) des laufenden Haushaltsjahres 
übersteigt.

2. Als erheblich sind Mehrausgaben im Sinne des § 79 
Abs. 2 Nr. 2 der Gemeindeordnung anzusehen, 
wenn sie bei einzelnen Haushaltsstellen 1,0 v. H.
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gemäß § 81 Abs. 1 sowie über- und außerplanmäßi­
ge Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 84 Abs. 
5 Gemeindeordnung vom 10.10.2001 wird auf die 
in 4.1. bis 4.3. genannten Beträge beschränkt.

Übersteigen über- und außerplanmäßige Ausgaben 
bzw. Verpflichtungsermächtigungen die unter 4.2. 
und 4.3. genannten Beträge, ist die Zustimmung des 
Kreistages erforderlich.

4.5. Über die vom Kämmerer erteilten Genehmigungen 
zur Leistung von über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben bzw. zum Eingehen von Verpflichtungs­
ermächtigungen ist der Kreistag im Zusammenhang 
mit der Berichterstattung über die Erfüllung des 
Haushaltsplanes 2006 per 30.09.2006 und per 
31.12.2006 zu informieren.

Die rechtsaufsichtsbehördliche Genehmigung wurde am 
02, Oktober 2006 vom Ministerium des Innern als 
Kommunalaufsichtsbehörde erteilt.

Landkreis Oder - Spree 
Der Landrat

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2006

Gemäß § 78 Absatz 5 der Gemeindeordnung für das 
Land Brandenburg (Gemeindeordnung - GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 
(GVB1. Teil 1/01 Seite 154), zuletzt geändert durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBl. Teil 
1/06 Seite 74, 86) wird die vorstehende Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2006 hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.

Die Haushaltssatzung 2006 enthält genehmigungspflich­
tige Teile. Die nach § 74 Absatz 4 sowie § 87 Absatz 2 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
erforderlichen Genehmigungen wurden am 02. Oktober 
2006 unter dem Geschäftszeichen III/2-353-32/67 durch 
die Rechtsaufsichtsbehörde, das Innenministerium des 
Landes Brandenburg, erteilt.

Beeskow, den 13. Oktober 2006
In den Haushaltsplan 2006 kann in der Kreisverwaltung, 
Breitscheidstraße 7, 15848 Beeskow, Haus B, Zimmer 
402, während der Sprechzeiten Einsicht genommen 
werden.

Zalenga
Landrat

Fitzke
Vorsitzende des Kreistages

Beeskow, den 13. Oktober 2006

Zalenga
Landrat

B. Bekanntmachungen des Landrates als untere Kommunalaufsichtsbehörde
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C.) Bekanntmachungen anderer Stellen
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

I.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Dammendorf

Bekanntmachung
Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und , beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 

Tel.: (033702)71600 bzw. beim

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Dammendorf 

Flur 2,

Flurstück: 33; 53/1; 53/2; 63; 64/3; 65/1; 65/2; 65/3; 
66; 69; 71; 72/3; 72/4; 72/6; 72/7; 72/8; 
73; 75; 76; 78; 80; 81; 82/1; 83; 84; 85; 
86; 87; 89; 90; 91; 92; 93; 94; 95; 96/1; 
100; 101/1; 101/2; 104/1; 178; 179; 181; 
202; 203; 204; 205; 206; 207; 208; 209; 
212; 213; 235; 236; 237; 248; 249; 252; 
257; 258; 260; 262; 361; 362,

Wünsdorf),
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) 
genommen werden.

08.12.2005 Einblickvom
Flur 4, 

Flurstück: 2/2; 3/1; 3/2; 4/3; 8; 9; 10; 11; 100; 96/1; 
96/2; 96/3,

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Flur 5, 

Flurstück: 1

Uber die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90064 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.1 2004 S.215) unterrichtet. Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 

schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Dammendorf“, BD-Nr.: 90064 (§ 2 Abs.2 
Nr.4 BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90064 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 08.12.2005 durch die Anlage: Lagepian
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Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 12.12.2005 Einblick 
genommen werden.

II.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Kobbein_________

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Kobbein,

Flur 2 
Flurstück: Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 

betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

1; 2; 10; 3; 4; 5; 6; 7; 8; 9; 11; 12/3; 12/4; 
13; 14; 15; 16; 17; 71; 72; 73; 74; 75; 
76/1; 77; 78; 83; 90; 91/1102; 250; 251; 
257; 259; 318; 319; 327; 328; 329; 330; 
331; 332;

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90091 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.1 2004 S.215) unterrichtet. Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 

schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Kobbein“, BD-Nr.: 90091 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90091 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 12.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Anlage: Lageplan

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366) 351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum,
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Bodendenkmal 90.091
Gemarkung Kobbein
Fundplatz 2 Kobbein
M 1:3.000
ALK Stand April 2005
BLDAM 09.12.2005
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Dorfkern Kieselwitz“, BD-Nr.: 90090 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90090 wurde gemäß § 3 
Abs.1-3 BbgDSchG am 08.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 08.12.2005 Einblick 
genommen werden.

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

III.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ Schutzbehörde, Gemarkung Kieselwitz_______

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Kieselwitz

Flur 1

Flurstück: 109/1; 110/1 und 168;

Flur 2 

Flurstück:

1; 2; 3; 4/1; 5; 6; 7; 8; 9; 10; 11; 12; 13; 14; 15; 16; 17 
18; 19; 20; 21; 22; 23; 24; 25; 26; 27; 28; 29; 30; 31; 32 
33; 34; 35; 36; 37; 38; 39; 40; 41; 43/3; 43/7; 43/9 
43/10; 43/12; 43/13; 43/14; 43/16; 43/17; 44/1; 44/2 
44/4; 44/6; 45/1; 46; 47; 48; 49/1; 49/2; 51; 55/1; 55/10 
55/3; 55/5; 55/6; 55/8; 56; 57; 58; 59; 60; 61; 69; 70 
71/1; 71/2; 72/1; 72/3; 72/4; 73; 74; 76/1; 77/1; 77/2; 78 
79; 80; 81; 82/1; 82/3; 82/4; 82/6; 82/7; 82/8; 84; 85/1 
85/2; 86; 87/1; 87/10; 87/3; 87/7; 87/8; 87/9; 88; 89; 90 
91; 93/1; 98; 99; 100; 101; 102; 103; 104; 105/1; 105/2 
106; 107; 108; 110; 111; 133; 144; 230; 256; 277; 281 
282; 283; 284; 285; 286; 287; 288; 289; 290; 291; 306 
307; 308; 314; 315; 316; 319; 320; 322; 323; 324; 329 
330; 331; 332; 333; 334; 335; 336; 337; 338; 339; 340 
341; 342; 343; 344; 345; 346; 347; 348; 349; 353; 354 
357; 358; 359; 360; 361; 362; 363; 364; 365; 367; 368 
369; 370; 371; 372; 373; 374; 375; 383; 384; 389; 390 
392; 393; 394; 395; 396; 397; 398; 425

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90090 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.1 2004 S.215) unterrichtet.

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 

. Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 

' vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Anlage: Lageplan
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Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
WUnsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 08.12.2005 Einblick 
genommen werden.

IV.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, GemarkungHenzendorf______

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Henzendorf

Flur 1 
Flurstück: 1/1; 1/2; 2/1; 2/2; 3; 4; 5; 6; 7; 8/1; 8/2; 

9/1; 9/2; 10; 11; 12; 13; 14; 15; 16; 20; 21; 
17/1; 17/2; 18; 19; 23; 24; 28; 29; 30;
32/1; 33; 34; 36; 37; 38/2; 38/3; 38/4; 39; 
40/2; 44; 45; 46; 47; 48; 49; 50/1; 50/2;
51; 52; 54; 55; 56; 57/1; 57/2; 57/3; 58/2; 
58/7; 87/3; 88/1; 188; 197; 199; 200; 205; 
206; 208; 212; 215; 216; 217; 218; 219; 
220; 223; 224; 225;

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorl), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Flur 2, 
Flurstück: 25; 26; 27 und 42

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90087 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.1 2004 S.215) unterrichtet.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Henzendorf*, BD-Nr.: 90087 (§ 2 Abs.2 
Nr.4 BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90087 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 14.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Anlage: Lageplan
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Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 1584$ Beeskow, Tel.: 
(03366) 351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 01.12.2005 Einblick 
genommen werden.

Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
schutzbehörde, Gemarkung Kohlsdorf_____ _

V.)

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Kohlsdorf

Flur 1 
Flurstück: 1; 3/1; 3/2; 4; 5; 6; 7; 9; 10; 11; 12; 13; 14; 

15/1; 15/2; 16; 17; 18/1; 18/2; 18/3; 20/1; 
22; 24; 25; 26/1; 26/2; 27; 28; 29; 30; 31; 
32; 33; 34; 38; 39; 40; 42/1; 43/1; 44/1;
46; 47; 48; 49; 50; 51; 52; 53/1; 53/2;
54/1; 54/2; 55; 56; 79; 84; 89; 128; 157;
158; 223; 224; 225; 226;229;230;231; 
232; 234; 235; 236; 237; 238; 239; 240; 
241; 242; 243; 276; 278; 279; 280; 281; 
282; 283; 287; 288

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90531 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.12004 S.215) unterrichtet.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom. 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Kohlsdorf“, BD-Nr.: 90531 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90531 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 01.12.2005 durch die
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter .
Kultur- und Sportamt

Anlage: Lageplan
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Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wtinsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Lande'samtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 01.04.2005 Einblick 
genommen werden.

VI.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Krügersdorf_____

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Krügersdorf

Flur 2 
Flurstück: 20; 27; 43; 45; 46; 47; 64;

Flur 3 
Flurstück: 1; 2; 3; 4; 5; 6; 7/2; 7/3; 8/1; 8/2; 9/1; 9/2; 

11; 12; 13; 14; 15; 16; 17; 18; 19; 20; 21; 
22; 23/1; 24; 25; 26; 27; 28; 29; 30; 31/1; 
31/3; 31/5; 31/6; 31/7; 31/8; 32; 36/1; 
36/2; 36/5; 36/6; 36/7; 36/8; 37; 38; 39; 
40; 42/1; 48; 87; 88; 89; 90; 91; 92; 93; 
94; 95; 96

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Uber die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90533 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVBI. 12004 S.215) unterrichtet. Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 

schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Krügersdorf1, BD-Nr.: 90533 (§ 2 Abs.2 
Nr.4 BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90533 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 01.04.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Anlage: Lageplan
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Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
WünsdorO, Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 07.12.2005 Einblick 
genommen werden.

VII.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Jänickendorf

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Jänickendorf

Flur 1 
Flurstück: 142; 146; 147;

Flur 2 
Flurstück: 2; 3; 4; 5; 7; 8; 10/2; 11; 12; 13; 18; 19; 

20; 21; 22; 23; 24; 25; 26; 27; 28; 29; 32; 
33; 35; 36; 37; 38; 39; 40; 41; 42; 44; 45; 
46; 47/1; 47/2; 48/2; 53; 54; 56; 57; 58/2; 
59; 193; 194; 210; 213; 214; 215; 216; 
220; 221; 222; 226; 228; 250; 251; 252; 
253; 255; 257; 259; 260;261;262;263; 
264; 265; 266; 267; 268; 269; 277; 293

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil WUnsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90475 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.12004 S.215) unterrichtet.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Jänickendorf4, BD-Nr.: 90475 (§ 2 Abs.2 
Nr.4 BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90475 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 07.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Anlage: Lageplan
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Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90071 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 01.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

VIII.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ Schutzbehörde, Gemarkung Alt Stahsdorf

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366) 351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 01.12.2005 Einblick 
genommen werden.

Gemarkung Alt Stahnsdorf

Flur 1 
Flurstück: 46; 47; 48; 49; 51; 52; 53; 54; 55; 56; 57; 

58; 59; 60; 62; 63; 64; 65; 276; 277; 
296/4; 296/6; 296/7; 298/1; 298/2; 299; 
301; 302; 303; 304; 305; 446; 447; 450; 
452; 453; 454; 455; 456; 457; 459; 460; 
461; 462; 465; 472;

Flur 2 
Flurstück: 8; 9; 10; 11; 12; 13; 15/1; 15/3; 15/4; 16; 

17; 18; 19; 20; 21; 22/1; 22/2; 23; 24; 25 
26; 27; 28; 29; 30; 31; 32; 33; 34; 35; 36 
37; 40/1; 40/2; 40/4; 40/5; 41; 42; 43; 44 
45; 46; 47; 48; 49; 50; 51; 52; 53; 54; 55 
56; 57; 58; 59; 60; 61/1; 62; 63; 64; 65; 
66; 67; 68; 69; 70; 73; 100; 116/3; 116/4; 
172; 173; 193; 194; 195; 196; 197; 198; 
199; 200; 201; 202; 203; 204; 205; 206; 
207; 208; 209; 210; 211; 212; 214; 215;

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten Uber die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf)» durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90382 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.12004 S.215) unterrichtet. Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 

schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern und Mühle Alt Stahnsdorf*, BD-Nr.: 90382 
(§ 2 Abs.2 Nr.4 BbgDSchG).
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, und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
WUnsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 08.12.2005 Einblick 
genommen werden.

IX.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Müllrose________

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung MUllrose

Flur 21 
Flurstück: 5/1; 7/1; 7/2; 34; 35; 36; 37; 38; 39; Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 

betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, WUnsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Flur 22 
Flurstück: 2; 3; 6; 7; 8/1; 8/2; 8/3; 9; 11; 12/1; 14/1; 

15/; 16/; 17/; 18/; 19/1; 20; 58; 59; 60; 78; 
79; 80; 81; 82; 83; 84; 85; 86; 90; 91; 93; 
97; 98

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90125 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.1 2004 S.215) unterrichtet.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie Uber die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Dubrow“, BD-Nr.: 90125 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90125 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 01.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Anlage: Lageplan

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366) 351471



Seite-21 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 20. Oktober 2006 13. Jahrgang Nr. 9

•
I Bodendenkmal 90.125 

Gemaricung MüJIroee 
I Fundplatz 2/0 (2) Pubrow 
M1:2.000
ALK Stand April 2005 
BLDAM 29.11.2005

u

1SJ
N

A

29

>
*-.£**;

<? 33

30V

&

5

34
O

r

26
23

57

oFlur 23 22

-sä.
26

68



13. Jahrgang Nr. 9Amtsblatt ftlr den Landkreis Oder-Spree vom 20. Oktober 2006Seite-22-

Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90260 wurde gemäß § 3 
Abs.1-3 BbgDSchG am 07.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 07.12.2005 Einblick 
genommen werden.

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten Uber die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

X.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Beerfelde________

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Beerfelde

Flur 2 
Flurstück:
2; 3; 6; 7; 8; 9; 12; 14/1; 15; 16; 17/1; 17/2; 20; 21/2; 
22/1; 23/1; 23/2; 24/2; 25/2; 25/3; 27/2; 28; 35; 36; 37; 
39; 40; 41; 42; 43; 44; 45; 46; 47; 48; 49; 50; 51; 52; 53; 
54; 55; 56; 57; 58; 59; 60; 61; 62; 63; 64; 65; 66/1; 66/2; 
67; 68; 69; 70; 71; 72; 73; 74; 75; 76; 77; 79; 80; 81/2; 
82/2; 83; 84; 86; 87; 88; 90/1; 91; 93; 94; 95; 96/1; 96/2; 
96/3; 97/1; 97/2; 97/3; 98/1; 98/2; 98/3; 99; 100; 102; 
103; 104; 105; 106; 107/2; 107/4; 107/5; 107/6; 107/8; 
108; 109/1; 109/2; 167/2; 167/3; 275; 276; 277; 278; 
279; 280; 281; 282; 283; 284; 285; 286; 287; 288; 289; 
290; 291; 292; 293; 294; 295; 296; 297; 298; 299; 300; 
301; 302; 303; 304; 305; 306; 307; 308; 309; 310; 311; 
312; 313; 318; 319; 325; 326; 327; 328; 329; 336; 337; 
338; 339; 340; 341; 344; 345; 346; 347; 348; 349; 350; 
351; 352; 353; 355; 356; 357; 358; 359; 360; 363; 365; 
367; 368; 369; 379; 380; 381; 382; 383; 384; 385; 386;
390;

Flur 3
Flurstück: 58; 59; 60

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90260 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.12004 S.215) unterrichtet.

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern Beerfelde“, BD-Nr.: 90260 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Anlage: Lageplan
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Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmaischutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366)351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 01.12.2005 Einblick 
genommen werden.

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs.l 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471).

XI.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ Schutzbehörde, Gemarkung Arensdorf_______

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Arensdorf

Flur 2 
Flurstück:
2/1; 2/2; 3/1; 3/2; 4; 5; 6; 7; 8; 9; 10/1; 11/1; 11/2; 12;
13; 14; 15; 16; 17; 18; 19; 20; 21; 22; 23; 24; 25; 26; 27; 
28; 29; 30; 31; 32; 33; 34; 35/1; 35/2; 35/3; 36; 37; 38; 
39; 42; 43; 44; 45; 46; 47; 48; 49; 50; 51/1; 51/3; 51/4; 
52/1; 52/2; 54/1; 54/2; 54/3; 60; 61/1; 61/2; 61/4; 61/5; 
65/1; 65/2; 65/4; 65/5; 65/6; 66; 67/1; 67/2; 68; 69/1; 
69/2; 70; 71/1; 71/2; 72/3; 72/4; 73; 74; 75; 76; 77; 78; 
80/1; 86; 87/1; 87/3; 87/4; 88/1; 88/2; 89; 90; 91; 92; 93; 
94; 95/1; 95/2; 96; 97; 98; 99; 100/1; 100/2; 101; 102; 
103/1; 103/2; 104; 105; 107; 110; 111/1; 111/2; 112;
113; 114; 115; 116; 117; 118; 119; 122; 123; 124; 125; 
126; 127/1; 127/2; 128/1; 129; 131; 132/1; 132/2; 
133/l;135/l; 135/2; 136; 137/1; 137/2; 138; 140; 141; 
142; 143/1; 393; 394; 395; 397; 398; 404; 409; 410; 411; 
412; 421; 423; 424; 425; 426; 427; 432; 433; 434; 435; 
436; 507; 508; 509; 510; 511; 512; 513; 514; 515;

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90517 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.12004 S.215) unterrichtet.

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher 
Dorfkern ArensdorP4, BD-Nr.: 90517 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90517 wurde gemäß § 3 
Abs.1-3 BbgDSchG am 01.12.2005 durch die

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Anlage: Lageplan
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Dorfkern Fünfeiche“, BD-Nr.: 90071 (§ 2 Abs.2 Nr.4 
BbgDSchG).
Das Bodendenkmal BD-Nr.: 90071 wurde gemäß § 3 
Abs. 1-3 BbgDSchG am 08.12.2005 durch die 
Denkmalfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen.
Das Gebiet des Bödendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der Unteren Denkmalschutzbehörde mehr 
als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter).

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, Untere Denkmalschutzbehör­
de, Breitscheidstraße 7, Haus D 15848 Beeskow, Tel.: 
(03366) 351471
und beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: (033702)71600 bzw. beim
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Außenstelle 
Frankfurt/Oder, Karl-Liebknecht-Straße 30, 15230 
Frankfurt/Oder, Tel.: (0335)535980. Dort kann auch in 
das Gutachten des Brandenburgischen Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum 
(Denkmalfachbehörde) vom 08.12.2005. Einblick 
genommen werden.

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintragung 
des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft des 
Bodendenkmals kann der betroffene Verfügungsberech­
tigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf Antrag beim 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum, Wünsdorfer 
Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf), durch 
Verwaltungsakt feststellen lassen.

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenkmal zu 
schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 Abs. 1 
BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine Erhaltung auf 
Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 BbgDSchG). 
Maßnahmen an Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung, 
welche die Substanz oder das Erscheinungsbild 
verändern oder beeinträchtigen, bedürfen gemäß § 9 
Abs.l BbgDSchG einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 
Dazu gehören insbesondere Ausschachtungen, die 
Errichtung von Gebäuden, Tiefpflügen und die Pflanzung 
oder Rodung von Bäumen.
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG als 
Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet werden (§ 
26 Abs.4 BbgDSchG).

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung (Telefon: 
03366/351471). .

XII.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal­
_____ schutzbehörde, Gemarkung Fünfeichen_______

Bekanntmachung

Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke

Gemarkung Fünfeichen

Flur 1 
Flurstück:
1/1; 1/2; 2; 3/2; 4/2; 5/2; 5/3; 8; 9; 13; 14; 15; 16; 17; 18; 
19; 20; 21; 22; 23; 24; 25; 26; 27; 28; 29; 30; 31; 32; 33; 
34; 36/1; 36/5; 38; 41; 42/1; 42/3; 43; 44; 45; 47; 48; 49; 
53; 54/1; 54/3; 54/4; 55/3; 55/4; 55/5; 55/6; 55/8; 55/10; 
55/11; 56/1; 59/4; 59/5; 60/2; 60/3; 61/2; 62/1; 62/4; 63; 
64; 65; 66/1; 66/2; 67/1; 67/2; 68/1; 69/2; 69/3; 73/3; 
73/4; 74; 75; 76; 77; 78; 79; 80/1; 81/2; 81/3; 82/2; 82/4; 
82/5; 83/2; 83/3; 84/2; 84/3; 85/2; 86; 87/1; 87/2; 88/2; 
88/3; 89/2; 89/3; 90/1; 90/2; 91; 92/1; 92/2; 93; 94/1; 
94/2; 96; 97; 98/1; 98/3; 98/5; 99; 100, 101; 104; 105; 
106/1; 106/2; 107; 108; 381/1; 415; 417; 418; 419; 420; 
421; 422; 476; 537; 538; 539; 540; 541; 544; 550; 551; 
552; 553; 554; 555; 556; 682; 683; 702; 703; 704; 705; 
706; 713; 714; 715; 716; 717; 718; 719; 720; 725; 726; 
727; 728; 729; 730; 731; 751; 752; 760; 761; 762; 763; 
776; 777; 780; 781; 785; 788; 789; 796; 797; 800; 801; 
802; 808; 809; 810; 811; 812; 813; 844; 938; 939; 946; 
947; 957;958;

Flur 2
Flurstück: 69/1; 70; 71

über die Eintragung ihres Grundstücks als Bodendenk­
mal BD-Nr.: 90071 in die Denkmalliste des Landes 
Brandenburg gemäß § 3 Abs.4 S.3 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVB1.1 2004 S.215) unterrichtet.

Der Landkreis Oder-Spree hat als Untere Denkmal­
schutzbehörde (§ 16 Abs.l BbgDSchG) gemäß § 3 Abs.4 
S.3 BbgDSchG die Verfügungsberechtigten von 
Denkmalen zu ermitteln und sie über die Eintragung in 
die Denkmalliste oder die Löschung zu unterrichten. Sind 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung im 
amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises unter 
Angabe der Stellen, bei denen die Denkmalliste 
eingesehen werden kann (vgl. § 3 Abs.4 S.3 BbgDSchG) 
unterrichtet werden.
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises Oder­
Spree ist nach § 17 Abs.l der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 18.05.2004 (Amtsblatt Nr.6 
vom 18.05.2004) zuletzt geändert am 22.02.2005 
(Amtsblatt Nr.2 vom 18.03.2005) das Amtsblatt des 
Landkreises Oder-Spree.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden­
denkmal „deutschmittelalterlicher und neuzeitlicher

Im Auftrag 
Dr. de Bruyn 
Amtsleiter
Kultur- und Sportamt

Anlage: Lageplan
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2. Beschluss 2/29 der 29. Sitzung der Verbandsver-XIII.) Bekanntmachungen des Trink- und Abwasser­
zweckverbandes Oderaue Sammlung vom 16.10.2006

Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2005 wird in 
seiner testierten Form gern. Anlage 1/2 festgestellt.
Dem Verbandsvorstand, dem Verbandsvorsteher und der 
Geschäftsführerin wird für das Wirtschaftsjahr 2005 
Entlastung erteilt.

1.) Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2005

Bekanntmachung des Jahresabschlusses des Trink­
wasser- und Abwasserzweckverbandes Oderaue für
das Wirtschaftsjahr 2005

Betriebszweig AbwasserGemäß § 27 Absatz 2 der Verordnung über die 
Eigenbetriebe der Gemeinden (Eigenbetriebsverordnung 
- EigV) vom 27.03.1995 (GVB1. Bbg. Teil I Nr. 29 vom 
20.04.1995), geändert durch die Erste Verordnung zur 
Änderung der EigV vom 04.09.2001 (GVB1. II S. 547) in 
Verbindung mit § 93 Absatz 4 der Gemeindeordnung 
(GO) für das Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVB1.1 S.154) 
zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ersten Gesetzes 
zum Abbau von bürokratischen Hemmnissen im Land 
Brandenburg vom 28. Juni 2006 (GVB1.1 S. 74) wird der 
vorstehende Jahresabschluss für die Betriebsteile 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbehandlung des 
Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Oderaue für 
das Wirtschaftsjahr 2005 hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

In den Jahresabschluss 2005 für die Betriebsteile 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbehandlung in 
Form des Prüfberichtes der Prüfungsgesellschaft Wisbert 
& Partner GbR kann vom 06.11.2006 bis 10.11.2006 im 
Verwaltungsgebäude des TAZV Oderaue, Am Kanal 5, 
15890 Eisenhüttenstadt, Zimmer 03, während der 
Dienststunden Einsicht genommen werden.

Der Jahresgewinn 2005 in Höhe von 147.425,48 EUR 
wird zur Verlustabdeckung der Vorjahre verwendet.

Rainer Werner 
Verbandsvorsteher

RalfTheuer 
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

3.) Geschäftsordnung

Geschäftsordnung
des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes 

(TAZV) Oderaue 
- (GschO) -

Auf der Grundlage des § 35 Abs. 2 Nr. 2 der Gemeinde­
ordnung (GO) für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVB1.1 S. 
154) zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ersten 
Gesetzes zum Abbau von bürokratischen Hemmnissen im 
Land Brandenburg vom 28. Juni 2006 (GVB1. I S. 74), 
der §§ 6 Abs. 1, 8 des Gesetzes Uber kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVB1. 
I S. 194) und des § 6 Nr. 8 der Verbandssatzung des 
TAZV Oderaue vom 18.06.2001 (Amtsblatt für den 
Landkreis Oder-Spree vom 2. Juli 2001), zuletzt geändert 
durch die 4. Änderungssatzung zur Verbandssatzung vom 
30. März 2004 (Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree 
vom 7. Juni 2004), hat die Verbandsversammlung des 
Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes (TAZV) 
Oderaue auf ihrer Sitzung am 16.10.2006. die folgende 
Geschäftsordnung beschlossen:

Eisenhüttenstadt, den 16.10.2006

Rainer Werner 
V erbandsvorsteher

2.) Beschlüsse der Verbandsversammlung vom 16.10.2006

1. Beschluss 1/29 der ,29. Sitzung der Verbandsver­
sammlung vom 16.10.2006

§1Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2005 wird in 
seiner testierten Form gern. Anlage 1/2 festgestellt.
Dem Verbandsvorstand, dem Verbandsvorsteher und der 
Geschäftsführerin wird für das Wirtschaftsjahr 2005 
Entlastung erteilt.

Allgemeines

Diese Geschäftsordnung regelt die Rechtsverhältnisse der 
Organe des Verbandes untereinander.

§2Betriebszweig Trinkwasser
Einberufung der Verbandsversammlung

Der Jahresgewinn 2005 in Höhe von 73.913,09 EUR 
wird in die Rücklage eingestellt. Die Verbandsversammlung wird vom Vorsitzen­

den der Verbandsversammlung, nachfolgend Vor­
sitzender genannt, gemäß den Bestimmungen des 
§ 7 der Verbandssatzung des TAZV Oderaue 
mindestens zweimal im Jahr einberufen und 
durchgeführt.

(1)

RalfTheuer 
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

Rainer Werner 
Verbandsvorsteher
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(2) Die Einladung muss Datum, Zeit und Ort der 
Sitzung sowie die vorläufige Tagesordnung, ge­
trennt nach öffentlicher und nichtöffentlicher 
Sitzung, enthalten. Der Einladung sollen die Bera­
tungsunterlagen beigefügt werden. In begründeten 
Ausnahmefällen können Unterlagen noch zu Sit­
zungsbeginn zur Beratung und Beschlussfassung 
darüber vorgelegt werden.

Die Ladungsffist für die Einberufung der 
Verbandsversammlung beträgt 10 Kalendertage. 
Dabei werden der Absende- und Sitzungstag nicht 
berücksichtigt. In dringenden Fällen kann die 
Ladefrist auf 3 Kalendertage verkürzt werden. Bei 
dieser Frist sind Absendetag und Sitzungstag 
eingeschlossen.

Datum, Zeit und Ort sowie die vorläufige 
Tagesordnung der Verbandsversammlung werden 
gemäß § 19 Absatz 2 und 3 der Verbandssatzung 
bekannt gemacht.

Die Verbandsversammlung ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn es mindestens ein Fünftel der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsmit­
glieder oder der Verbandsvorsteher unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragen.

Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, 
wenn nach ordnungsgemäßer Ladung die anwe­
senden Vertreter der Verbandsmitglieder mehr als 
die Hälfte der satzungsmäßigen Stimmen errei­
chen. Wird die Verbandsversammlung wegen 
Beschlussunfahigkeit innerhalb von vier Wochen 
zum zweiten Mal ordnungsgemäß zur Verhand­
lung über denselben Gegenstand einberufen, ist 
sie ohne Rücksicht auf die in der Sitzung vertrete­
ne Stimmenzahl beschlussfähig; auf diese Folge 
ist in der zweiten Einladung ausdrücklich hinzu­
weisen.

Sehen Gesetz oder Verbandssatzung Einstimmig­
keit bei der Beschlussfassung vor, zählen Stimm­
enthaltungen und ungültige Stimmen bei der Be­
rechnung nicht mit.

Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind 
öffentlich, soweit nicht das öffentliche Wohl oder 
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss 
der Öffentlichkeit erfordern.

Eine Verletzung von Form und Frist der 
Einberufung gilt gegenüber einem Mitglied der 
Verbandsversammlung oder dessen Vertreter als 
geheilt, wenn dieser zur Sitzung erscheint.

(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, die 
verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, 
zeigen dies dem Vorsitzenden der Verbandsver­
sammlung rechtzeitig an. Entsprechendes gilt für 
Mitglieder der Verbandsversammlung, die erst 
später an der Sitzung teilnehmen oder diese vor­
zeitig verlassen wollen. Das verhinderte Mitglied 
der Verbandsversammlung hat seinen namentlich 
benannten Vertreter mit der Teilnahme an der 
Sitzung zu beauftragen.

Mitglieder der Verbandsversammlung, die 
annehmen müssen, von der beratenden oder ent­
scheidenden Mitwirkung bei Angelegenheiten 
i.S.d. § 28 Absatz 1 oder Absatz 2 der GO ausge­
schlossen zu sein, haben den Ausschließungs­
grund unaufgefordert dem Vorsitzenden der Ver­
bandsversammlung anzuzeigen und den Sitzungs­
raum vor Beginn der Verhandlung zu verlassen. 
Bei öffentlicher Sitzung können sie sich in dem 
für die Öffentlichkeit bestimmten Teil des Sit­
zungsraumes aufhalten. Im Zweifelsfall entschei­
det die Verbandsversammlung, ob die Vorausset­
zungen bei Mitgliedern der Verbandsversamm­
lung gemäß § 28 Absatz 1 oder Absatz 2 der GO 
vorliegen.

Die Vertreter oder deren Stellvertreter bestätigen 
ihre Teilnahme an der Verbandsversammlung 
durch ihre persönliche Eintragung in der auslie­
genden Anwesenheitsliste.

Zu den öffentlichen Sitzungen der Verbandsver­
sammlung hat jedermann nach Maßgabe des für 
Zuhörer verfügbaren Raumes Zutritt.

(3)

(3)

(4)

(5)

(6) (4)

(5)

§4
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende der Verbandsversammlung stellt 
in Abstimmung mit dem Verbandsvorsteher und 
dem Geschäftsführer Tagesordnung und Reihen­
folge für die Verbandsversammlungen auf. In die 
Tagesordnung sind die Vorschläge aufzunehmen, 
die innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen vor 
der Sitzung von mindestens 10 v.H. der satzungs­
mäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung 
vorgelegt werden.

Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch 
Beschluss erweitert werden, wenn es sich um eine 
Angelegenheit handelt, die keinen Aufschub dul­
det. Dazu bedarf es eines Dringlichkeitsantrages. 
Die Dringlichkeit ist zu begründen. Auf Verlan­
gen des Verbandsvorstehers ist jederzeit ein Bera­
tungsgegenstand auf die Tagesordnung zu setzen. 
Tagesordnungspunkte die nach Absatz 1 Satz 2 in 
die Tagesordnung aufgenommen wurden, dürfen 
nur mit Zustimmung der Vorschlagenden abge­
setzt werden.

(7)

(8)

(2)(9)

§3
Teilnahme an den Sitzungen

(1) Die Vertreter der Verbandsmitglieder, die 
Mitglieder des Vorstandes, der Verbandsvorsteher 
und sein Stellvertreter sind verpflichtet, an den 
Sitzungen der jeweiligen Organe teilzunehmen.
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Die Dauer der Fragestunde ist auf 30 Minuten 
begrenzt. Die Redezeit des Einzelnen soll 5 Minu­
ten nicht überschreiten. Eine Verlängerung ist 
durch Beschluss der Verbandsversammlung mög­
lich.

Anfragen müssen kurz und sachlich sein. Sie sind 
beim Verbandsvorsteher spätestens drei Werktage 
vor der Sitzung schriftlich einzureichen. Fragen zu 
laufenden Verfahren und zu Tagesordnungspunk­
ten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt 
werden, sind nicht zulässig. Nicht fristgerecht 
eingegangene Anfragen werden innerhalb der 
Einwohnerfragestunde nachrangig oder gemäß 
Abs. 4 behandelt.

Anfragen, die nicht sofort beantwortet werden 
können sowie Anfragen, die aufgrund der Zeitbe­
grenzung nicht behandelt werden, sollen schrift­
lich beantwortet werden. Eine Verweisung auf die 
Akteneinsichtsrechte ist zulässig.

Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden 
entsprechend der Beschlussfassung der Reihe 
nach behandelt. Die Versammlung kann mit einfa­
cher Mehrheit der anwesenden Stimmen beschlie­
ßen, dass die Reihenfolge geändert, verwandte 
Punkte verbunden und Punkte von der Tagesord­
nung abgesetzt werden.

(2)(3)

(3)

§5
Erklärungen

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, der 
Verbandsvorsteher, sein Stellvertreter und der 
Geschäftsführer können sachliche und persönliche 
Erklärungen abgeben. Die Redezeit hierfür darf 3 
Minuten nicht überschreiten.

Zu einer sachlichen Erklärung, die nicht im 
Zusammenhang mit der Aussprache in der laufen­
den Sitzung steht, kann der Vorsitzende das Wort 
erteilen. Das Thema der Erklärung ist ihm vorher 
schriftlich mitzuteilen.

Persönliche Erklärungen sind erst nach der 
Abstimmung oder Vertagung des Gegenstandes, 
mit dem sie im Zusammenhang stehen, zulässig. 
Der Redner darf nicht zur Sache sprechen, son­
dern nur zu Ausführungen, die seine Person 
betreffen oder missverstandene eigene Ausfüh­
rungen richtig stellen. Eine Aussprache hierüber 
ist nicht zulässig.

(4)

(2)

§8
(3) Vorsitz der Verbandsversammlung

Den Vorsitz in der Verbandsversammlung führt 
der Vorsitzende der Verbandsversammlung, bei 
dessen Verhinderung sein Stellvertreter.

Der Versammlungsvorsitzende sorgt für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung nach den Bestim­
mungen dieser Geschäftsordnung und übt das 
Hausrecht aus.

(1)

(2)

§6
Anfragen §9

Verbandsvorstand(I) Die Mitglieder der Verbandsversammlung können 
Anfragen an den Verbandsvorsteher und den Ge­
schäftsführer stellen. Sie werden mindestens 48 
Stunden vor der Sitzung schriftlich eingereicht 
und müssen sich auf Angelegenheiten des Ver­
bandes beziehen. Kann für das Einreichen der 
Anfrage die Frist vor der Sitzung nicht eingehal­
ten werden, so entscheidet der Vorsitzende im 
Einvernehmen mit dem Verbandsvorsteher über 
die Behandlung in der Sitzung.

Können die Anfragen durch den Verbandsvorste­
her oder den Geschäftsführer nicht beantwortet 
werden, so werden sie innerhalb von 4 Wochen 
durch den Verbandsvorsteher oder den Geschäfts­
führer schriftlich beantwortet.

Die Gesamtdauer für Anfragen der Mitglieder der 
Verbandsversammlung bzw. deren Beantwor­
tung darf 30 Minuten nicht übersteigen.

Der Verbandsvorstand ist zuständig für die 
Aufgaben nach § 11 der Verbandssatzung.

Zu den Sitzungen des Verbandsvorstandes ist 
unter Einhaltung einer Frist von einer Woche 
einzuladen. In dringenden Fällen kann die La­
dungsfrist verkürzt werden.

Die Sitzungen des Verbandsvorstandes sind nicht 
öffentlich, ansonsten gelten die Bestimmungen 
über die Verbandsversammlung entsprechend.

(0

(2)

(3)

(2)

§10
Geschäftsführer

Der Geschäftsführer ist zuständig für die Aufgaben 
gemäß Dienstanweisung 01/2001 in der jeweils gültigen 
Fassung.

(3)

§H§7 GeschäftsgangEinwohnerfragestunde
Verbandsversammlung und Verbandsvorsteher sorgen für 
den ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere 
für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften und die 
Durchführung der aufsichtsbehördlichen Anordnungen.

(1) Zu Beginn einer öffentlichen Sitzung der 
Verbandsversammlung findet eine Einwohnerfra­
gestunde statt.
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Der Vorsitzende der Versammlung wiederholt vor 
jeder Abstimmung den Antrag, über den abge­
stimmt werden soll. In der Niederschrift ist der 
Antragsinhalt festzuhalten.

Jeder stimmberechtigte Mitgliedsvertreter sowie 
der Verbandsvorsteher können einen Antrag auf 
Nichtöffentlichkeit der Sitzung stellen. Der Antrag 
muss noch in der öffentlichen Sitzung begründet 
werden und ist in der nicht öffentlichen Sitzung zu . 
beraten und zu entscheiden.

Die Aussprache ist beendet, wenn sich niemand 
mehr zu Wort meldet, die Rednerliste erschöpft ist 
oder einem Antrag auf Schluss der Aussprache 
stattgegeben wurde.

(5)§12
Sitzungsverlauf

Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die 
Versammlung. Er ist berechtigt einen Antrag zur 
Sache zu stellen oder sich an der sachlichen Bera­
tung zu beteiligen. Für diese Zeit gibt er den Vor­
sitz an seinen Stellvertreter ab.

Die Versammlung nimmt in der Regel folgenden 
Verlauf:

1. Eröffnung der Sitzung durch den
Vorsitzenden

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
und der Anwesenheit sowie Mitteilung über 
Entschuldigungen durch den Vorsitzenden

3. Bekanntgabe der Stimmenanzahl der
anwesenden Verbandsmitglieder •

4. Feststellung der Beschlussfähigkeit der
Versammlung durch den Vorsitzenden

5. Diskussion und Beschlussfassung über die
Tagesordnungspunkte

6. Genehmigung der Niederschrift über den
öffentlichen Teil der letzten Sitzung

7. Einwohnerfragestunde

8. Anfragen

9. Abwicklung der Tagesordnungspunkte im
öffentlichen Teil der Sitzung

10. Genehmigung der Niederschrift über den
nichtöffentlichen Teil der letzten Sitzung

11. Abwicklung der Tagesordnungspunkte im
nichtöffentlichen Teil der Sitzung

Der Vorsitzende der Versammlung erteilt den 
Mitgliedsvertretem der Versammlung, dem Ver­
bandsvorsteher, seinem Stellvertreter oder ande­
ren Personen das Wort in der Reihenfolge der 
Wortmeldungen. Durch Beschluss der Verbands­
versammlung können Sachverständige gehört 
werden. Dem Verbandsvorsteher, seinem Stellver­
treter und dem Geschäftsführer ist auf Verlangen 
das Wort außerhalb der Reihenfolge zu erteilen. 
Der Vorsitzende kann für einzelne Tagesord­
nungspunkte eine Begrenzung der Redezeit 
und/oder Zahl der Redner festlegen. Er selbst 
kann jederzeit das Wort ergreifen.

(4) Mitglieder der Verbandsversammlung, die zur 
Geschäftsordnung sprechen wollen, müssen sofort 
nach Beendigung des Beitrages des laufenden 
Redners das Wort erhalten. Dies betrifft auch 
Anträge zur Geschäftsordnung sowie deren Be­
gründung. Nach Eröffnung der Abstimmung darf 
das Wort einschließlich zur Geschäftsordnung 
nicht mehr erteilt werden.

(1)

(6)

(2)

(7)

§ 13.
Antrag zur Geschäftsordnung

Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
zur Abstimmung gestellt werden. Wird dem An­
trag zur Geschäftsordnung formal widersprochen, 
so ist vor der Abstimmung ein Redner für und ein 
Redner gegen den Antrag zu hören.

Insbesondere können folgende Anträge zur 
Geschäftsordnung - bei mehreren gleichzeitigen 
Anträgen in der genannten Reihenfolge - zur Ab­
stimmung gebracht werden:

1. Antrag auf Unterbrechung, Vertagung und 
Aufhebung der Sitzung;

2. Antrag auf Ausschluss oder Wiederherstel­
lung der Öffentlichkeit;

3. Antrag auf Übergang zur Tagesordnung;
4. Antrag auf Übergang zum nächsten Punkt 

der Tagesordnung;
5. Antrag auf Schluss der Aussprache;
6. Antrag auf Schluss der Wortmeldungen;
7. Antrag auf Vertagung eines Tagesordnungs­

punktes;
8. Antrag auf Verweisung oder Zurückweisung 

an einen beratenden Ausschuss oder ein an­
deres Verbandsorgan;

9. Antrag auf Begrenzung der Redezeit;
10. Antrag auf Anhörung nach § 11 Absatz 3 

Satz 2;
11. Feststellen der Voraussetzungen für Aus­

schließungsgründe nach § 28 GO.

Ausführungen zur Geschäftsordnung dürfen nicht 
länger als drei Minuten dauern und sich nur auf 
die geschäftsmäßige Behandlung des Verhand­
lungsgegenstandes, nicht jedoch auf die Sache 
selbst, beziehen.

(1)

(2)

(3)

(3)

§14
Anträge

Jedes Mitglied der Verbandsversammlung, der 
Verbandsvorsteher und sein Stellvertreter können 
bis zum Schluss der Beratung zum Tagesord-

(1)
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nungspunkt Änderungs- und Zusatzanträge stellen. 
Sie sind dem Vorsitzenden schriftlich zu überge­
ben, von diesem zu verlesen und in der Nieder­
schrift festzuhalten. Um dem Antragsteller dies 
zeitlich zu ermöglichen, kann der Vorsitzende die 
Sitzung unterbrechen. Bei Eintritt in die Beratung 
über die zu ändernde Beschlussfassung erhält der 
Antragsteller das Wort zur Begründung.

Nicht rechtzeitig eingereichte Anträge oder erst 
während der Sitzung gestellte Anträge, die Ermitt­
lungen und Überprüfungen, die Beiziehung von 
Akten oder die Befragung nicht anwesender Per­
sonen erforderlich machen, werden bis zur nächs­
ten Versammlung zurückgestellt.

Zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende dem 
Antragsteller das Wort unverzüglich außerhalb 
der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch dreimal einen Redner zum sel­
ben Gegenstand. Die Ausführungen dürfen sich 
nur auf die geschäftsmäßige Behandlung des zur 
Beratung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei 
Verstößen dagegen soll ihm das Wort vom Vor­
sitzenden entzogen werden. Die Redezeit soll 
dabei 3 Minuten je Wortmeldung nicht über­
schreiten.

zweiten Mal auf die Folgen des dritten Rufes 
hingewiesen worden, so entzieht ihm der Vorsit­
zende das Wort.

§16
Vertagung

Vor Erledigung der Tagesordnung kann die Sitzung nur 
vertagt werden, wenn es die Verbandsversammlung auf 
Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag eines 
Mitgliedsvertreters beschließt.

(2)

§17
Abstimmung

Über jede Vorlage und jeden Antrag ist nach dem 
Schluss der Beratung gesondert abzustimmen. Für 
die Beschlussfähigkeit sind die in der Sitzung 
vertretenen Stimmen maßgebend.

Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird 
über sie in der nachstehenden Reihenfolge abge­
stimmt:

1. Anträge zur Geschäftsordnung,
2. Änderungsanträge
3. Zusatzanträge
4. Beschlüsse von Ausschüssen zum Bera­

tungsgegenstand,
5. weitergehende Anträge.

Im Übrigen ist über den inhaltlich weitergehenden 
Antrag zuerst abzustimmen. Gehen die Anträge 
gleich weit, so ist über den älteren Antrag zuerst 
abzustimmen. Bestehen Zweifel darüber, welcher 
Antrag zuerst abzustimmen ist, so entscheidet der 
Vorsitzende der Verbandsversammlung im Ein­
vernehmen mit dem Verbandsvorsteher.

Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu 
formulieren, dass sie mit "Ja" oder "Nein" beant­
wortet werden kann.

Es wird grundsätzlich offen durch Handaufheben 
abgestimmt. Auf Verlangen von mindestens 3 
Mitgliedern der Verbandsversammlung ist na­
mentlich abzustimmen. Auf Antrag von mindes­
tens 1/5 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der 
Verbandsversammlung ist geheim abzustimmen. 
Wird eine geheime Abstimmung verlangt, hat 
diese Vorrang vor der namentlichen Abstimmung.

Die Stimmen eines Verbandsmitgliedes können 
nur einheitlich abgegeben werden. Wird dies nicht 
erreicht, ist die Stimme ungültig.

Bei der offenen Abstimmung stellt der 
Vorsitzende der Verbandsversammlung die sat­
zungsmäßige Anzahl der Stimmen fest, die

a) dem Antrag zustimmen,
b) den Antrag ablehnen,
c) sich der Stimme enthalten.

(1)(3)

(2)

§15
Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung

Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen 
oder ganz aufheben, wenn in der Tagung störende 
Unruhe entsteht. Kann er sich kein Gehör ver­
schaffen, so verlässt er seinen Sitz. Die Sitzung ist 
dann für 15 Minuten unterbrochen.

Wer im Zuschauerraum oder im Bereich für die 
Öffentlichkeit (Zuschauerbereich) Beifall oder 
Missbilligung äußert oder die Ordnung verletzt 
oder ohne Zustimmung des Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung Aufzeichnungen auf Bild­
oder Tonträger vomimmt, muss auf Anweisung 
des Vorsitzenden den Saal unverzüglich verlassen. 
Der Vorsitzende kann den Störer zuvor ermahnen.

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung kann 
den Zuschauerraum wegen störender Unruhe 
räumen lassen.

Der Vorsitzende kann einen Mitgliedsvertreter 
und andere an der Versammlung teilnehmende 
Personen zur Ordnung rufen, wenn sein Verhalten 
den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung stört. 
Nach dreimaligem Ordnungsruf können der Mit­
gliedsvertreter oder andere an der Versammlung 
teilnehmende Personen durch den Vorsitzenden 
des Raumes verwiesen werden. Auf Antrag eines 
Mitgliedsvertreters oder auf Vorschlag des Vor­
sitzenden kann die Sitzung unterbrochen werden.

Ist ein Redner dreimal in derselben Rede „zur 
Sache“ oder „zur Ordnung“ gerufen und beim

(1)

(2)

(3)

(4)

(3)

(4)

(5)

(6)

(5)
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bei späterem Erscheinen oder vorzeitigem 
Verlassen mit dem Vermerk Uber die Zeit 
der Anwesenheit unter Angabe des Tagungs­
ordnungspunktes,

3. die Namen der Anwesenden,
4. die Tagesordnung, gegliedert nach öffentli­

cher und nichtöffentlicher Sitzung,
5. den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse 

sowie
6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wah­

len nach der Anzahl der Ja- und Neinstim­
men und der Stimmenthaltungen

Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 
Enthaltungen werden nicht berücksichtigt. Wird 
das Abstimmungsergebnis sofort nach der Ab­
stimmung angezweifelt, muss die offene Abstim­
mung vor Behandlung des nächsten Tagesord­
nungspunktes wiederholt werden.

Die Stimmen sind durch den Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung zu zählen. Er kann sich 
eines Ausschusses bedienen, den er nach Vor­
schlägen aus der Mitte der Verbandsversammlung 
bestellt. Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar 
nach der Abstimmung bekannt zu geben und in 
der Niederschrift festzuhalten.
Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten 
Antrag kann in derselben Sitzung die Beratung 
und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen 
werden.

(7)

enthalten.
Jedes Mitglied der Verbandsversammlung kann 
verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten 
wird, wie er abgestimmt hat. Das gilt nicht bei 
geheimer Stimmabgabe.

Die Niederschrift ist nach Fertigstellung vom 
Schriftführer, vom Vorsitzenden der Verbands­
versammlung und einem weiteren Mitglied der 
Verbandsversammlung zu unterzeichnen.

Als Schriftführer kann eine Dienstkraft eingesetzt 
werden.

Nichtöffentliche Audio- und Videomitschnitte 
(Aufzeichnungen) der Sitzungen der Verbands­
versammlung sind zum Zweck der korrekten Fer­
tigung der Niederschrift und zur internen Doku­
mentation zulässig. Auf die beabsichtigte Auf­
zeichnung ist zu Beginn der Versammlung hinzu­
weisen. Die Versammlung beschließt mit einfa­
cher Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmen über 
die Anfertigung der Aufzeichnung. Die Verwen­
dung der Aufzeichnungen kann nur vom Vorsit­
zenden der Verbandsversammlung gemeinsam mit 
dem Verbandsvorsteher auf schriftlichen Antrag 
gestattet werden. Die Verwendung ist unter Anga­
be von Datum, Ort, Zeit und Namen der beteilig­
ten Personen zu protokollieren. Eine Herausgabe 
der Aufzeichnungen an Dritte sowie die öffentli­
che Bekanntmachung oder Verbreitung sind un­
tersagt.

(8)

(2)

§18
Wahlen

(3)Wahlen erfolgen nach den Grundsätzen der jeweils 
geltenden Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
und nach § 9 der Verbandssatzung. Für geheime 
Abstimmungen werden Stimmzettel ausgeteilt, die 
verdeckt abzugeben sind.

(4)

§19
Ausschüsse

(1) Über die Bildung, Besetzung und den Vorsitz von 
Ausschüssen beschließt die Verbandsversamm­
lung. Den Ausschüssen können Personen angehö­
ren, die nicht Mitgliedsvertreter der Verbandsver­
sammlung sind.

(2) Auf die Sitzungen der Ausschüsse finden, soweit 
in besonderen Vorschriften dieser Geschäftsord­
nung nichts anderes bestimmt ist, Regelungen mit 
folgender Maßgabe Anwendung:

a) Die Ausschüsse werden von ihrem Vorsit­
zenden, im Falle seiner Verhinderung von 
seinem Stellvertreter, einberufen.

b) Die Tagesordnung der Ausschusssitzung 
setzt der Vorsitzende des Ausschusses nach 
Benehmen mit seinem Stellvertreter fest.

§21
Geschäftsgang des Verbandsvorstandes

(1) Im Regelfall sollen vom Verbandsvorstand die 
Beschlussvorschläge für die Verbandsversamm­
lung beraten und vorbereitet werden.

Auf die Arbeit des Verbandsvorstandes finden die 
Vorschriften über die Arbeit der Verbandsver­
sammlung entsprechend Anwendung.

§20
Niederschrift (2)

(1) Über jede Sitzung der Verbandsversammlung ist 
eine Niederschrift zu fertigen. Der Vorsitzende 
der Verbandsversammlung und der Schriftführer 
sind für die Anfertigung der Niederschrift zustän­
dig. Sie muss mindestens

§22
Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Mitgliedsvertreter und Bediensteten des 
Verbandes sowie die Vorstandsmitglieder haben 
über alle Verbandsangelegenheiten Stillschweigen

1. das Datum, die Zeit und den Ort der Sitzung, 
die Namen der Teilnehmer,2.
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zu bewahren, soweit dies der Natur der Sache 
nach erforderlich ist.

(2) Die in nichtöffentlicher Sitzung geführten 
Verhandlungen sind vertraulich. Über sie ist Ver­
schwiegenheit zu bewahren, soweit nicht durch 
Beschluss der Verbandsversammlung etwas ande­
res bestimmt ist.

Stillschweigen ist im Besonderen über 
Personalangelegenheiten und Ähnliches zu be­
wahren.

(4) Bei Verstößen gegen die Verschwiegenheits­
pflicht trifft die Verbandsversammlung geeignete 
Maßnahmen.

4.) 1. Änderungssatzung der Wasserversorgungssatzung

1. Änderungssatzung zur Satzung 
des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes 

Oderaue
über den Anschluss an die öffentliche Wasserversor­
gungsanlage und die Versorgung der Grundstücke 
mit Wasser im Versorgungsgebiet des Trinkwasser- 

und Abwasserzweckverbandes Oderaue(3)

- Wasserversorgungssatzung-

Auf der Grundlage

- der §§ 3, 5, 15, 35 Abs. 2 Nr. 10 der Gemeindeord­
nung für das Land Brandenburg (GO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVB1.1 
S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ersten 
Gesetzes zum Abbau von bürokratischen Hemmnis­
sen im Land Brandenburg vom 28. Juni 2006 (GVB1. 
I S. 74);

- des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVB1. I S. 
194);

- der §§ 59 Abs. 1 und 61 des Brandenburgischen 
Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Dezember 2004 (GVB1. I 
2005 S. 50)

hat die Verbandsversammlung gemäß §§ 1, 3 der 
Verbandssatzung des TAZV Oderaue auf Ihrer Sitzung 
vom 16.10.2006 folgende 1. Änderungssatzung 
beschlossen:

§23
Änderung der Geschäftsordnung

Diese Geschäftsordnung kann nur mit der Mehrheit der 
satzungsmäßigen Stimmenanzahl geändert werden.

§24
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Eisenhüttenstadt, den 16.10.2006

RalfTheuer 
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

Eisenhüttenstadt, den 16.10.2006

Rainer Werner 
Verbandsvorsteher

Artikel 1

Bekanntmachungsanordnung Nach § 7 - Befreiung vom Benutzungszwang - wird 
folgender Paragraph 7a neu eingefügt:

Die öffentliche Bekanntmachung der Geschäftsordnung 
des TAZV Oderaue vom 16.10.2006 wird hiermit 
angeordnet.

Für den Fall, dass diese Geschäftsordnung unter 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die 
in der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden 
sind, zustande gekommen ist, so ist diese Verletzung 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber dem Zweckverband unter der Bezeichnung der 
verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel 
ergibt, geltend gemacht worden ist.

§ 7a
Schutz der Anschlussleitungen und Messeinrichtungen

(1) Die Benutzungsberechtigten nach § 3 dürfen 
keinerlei Einwirkungen auf die Anschlussleitun­
gen oder die Messeinrichtungen vornehmen oder 
von Dritten vornehmen lassen oder dulden. Sie 
haben die Anschlussleitungen und Messeinrich­
tungen vor Beschädigungen und Störungen (ins­
besondere vor Abwasser, Schmutz- und Grund­
wasser sowie vor Frost) zu schützen und jederzeit 
zugänglich zu halten.

Die Wasserversorgungsanlagen dürfen auch 
außerhalb öffentlicher Straßen, Wege und Plätze 
nicht durch Bebauung, Überlagerung oder in an­
derer Weise beeinträchtigt werden.

Der TAZV kann von den Benutzungsberechtigten 
nach § 3 jederzeit Auskunft über den Zustand der 
Wasserinstallation verlangen und hat das Recht,

(2)
Eisenhüttenstadt,. 16.10.06 
Ort, Datum

(3)Rainer Werner 
Verbandsvorsteher
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l) Wasser entgegen § 22 Abs. 1 der AVB Was­
ser V ohne schriftliche Zustimmung des 
Zweckverbandes an Dritte weiterleitet,

m) Wasser entgegen einer Beschränkung nach § 
22 Abs. 2 der AVB Wasser V verwendet,

n) flir die Wasserentnahme aus öffentlichen 
Hydranten entgegen § 22 Abs. 4 der AVB 
Wasser V keine Hydrantenstandrohre des 
TAZV mit Wasserzählern benutzt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50.000,00 Euro geahndet wer­
den. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen 
Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrig­
keit gezogen hat, übersteigen. Reicht der in Satz 
1 genannte Betrag hierfür nicht aus, so kann er 
überschritten werden.

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Verbands­
vorsteher des TAZV.

die unverzügliche Abstellung und Beseitigung 
etwaiger Mängel zu verlangen.

Artikel 2

§ 9 - Ordnungswidrigkeiten - wird wie folgt neu 
gefasst:

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig

a) entgegen § 4 sein Grundstück oder ein Ge­
bäude nicht an die öffentliche Wasserversor­
gungsanlage anschließt oder anschließen 
lässt,

b) entgegen § 6 nicht seinen gesamten Trink­
wasserbedarf ausschließlich aus der öffentli­
chen Wasserversorgungsanlage des TAZV 
deckt,

c) entgegen § 7 Abs. 4 den mit einer erteilten 
Befreiung oder Teilbeffeiung festgelegten 
Bedingungen oder Auflagen zuwider han­
delt,

d) seiner Mitteilungs- bzw. Anzeigepflicht aus 
§ 7 Abs. 5 Satz 1 nicht, nicht vollständig o­
der nicht rechtzeitig nachkommt,

e) entgegen § 7 Abs. . 5 Satz 2 nicht sicherstellt, 
dass von seiner Eigenanlage keine Rückwir­
kungen in das öffentliche Versorgungsnetz 
möglich sind,

f) seinen Mitteilungspflichten aus § 2 Abs. 2 
Satz 1, § 10 Abs. 7, § 15 Abs. 2, § 18 Abs. 3 
Satz 2 oder § 32 Abs. 4 Satz 1 der AVB 
Wasser V nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt,

g) Messeinrichtungen entgegen § 11 Abs. 2 
oder § 20 Abs. 1 der AVB Wasser V nicht in 
ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit 
zugänglich hält,

h) seine Kundenanlage entgegen § 12 Abs. 2 
Satz 2 oder § 13 Abs. 1 der AVB Wasser V 
durch andere als die dort genannten Perso­
nen errichtet, ändert, an das Verteilungsnetz 
anschließt, sie in Betrieb setzt oder errichten, 
ändern, anschließen oder in Betrieb setzen 
lässt,

seine Kundenanlage und Verbrauchseinrich­
tungen entgegen § 15 Abs. 1 der AVB Was­
ser V nicht so betreibt, dass Störungen oder 
Rückwirkungen ausgeschlossen sind,

j) entgegen § 16 der AVB Wasser V den Zu­
tritt nicht gestattet,

k) entgegen § 18 Abs. 3 Satz 3 der AVB Was­
ser V Messeinrichtungen nicht vor Abwas­
ser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor 
Frost schützt,

(2)

(3)

Artikel 3

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Eisenhüttenstadt, den 16.10.2006

Rainer Werner 
Verbandsvorsteher

Bekanntmachungsanordnung

Die öffentliche Bekanntmachung der am 16.10.2006 
beschlossenen und am 16.10.2006 ausgefertigten 1. 
Änderungssatzung der Wasserversorgungssatzung des 
TAZV Oderaue wird hiermit angeordnet.
Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg enthalten 
oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, 
zustande gekommen ist, so ist diese Verletzung 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber dem Zweckverband unter der Bezeichnung der 
verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel 
ergibt, geltend gemacht worden ist.

0

Eisenhüttenstadt, 16.10.2006

(DS)
Rainer Werner 
Verbandsvorsteher
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